LANDESHAUPTSTADT

P N

I
WIESBADEN

T

SITZUNGSVORLAGE Nr.2 0-V-37-0001

(Jahr-V-Amt-Nr.)

Betreff: Dezernat(e) 1-37

Anderungssatzung Rettungsdienstgebiihr
Anlage/n siehe Seite 3

[ ] Bericht zum Beschluss Nr. vom

Stellungnahmen

Personal- und Organisationsamt nicht erforderlich erforderlich {
Kammerei reine Personalvorlage " | = s.unten
Rechtsamt nicht erforderlich erforderlich .
Umweltamt: Umweltprifung nicht erforderlich erforderlich .
Frauenbeauftragte nach - dem HGIG nicht erforderlich & erforderlich .
- der HGO nicht erforderlich erforderlich e
StraRenverkehrsbehdrde nicht erforderlich erforderlich f"
Projekt-/Bauinvestitionscontrolling nicht erforderlich erforderlich e
Sonstige: nicht erforderlich erforderlich {
Beratungsfolge DL-Nr.

(wird von Amt 16 ausgefiillt)

a) |Ortsbeirat

T

nicht erforderlich

erforderlich

Kommission

T

nicht erforderlich

erforderlich

Auslanderbeirat

%

nicht erforderlich

erforderlich

b) | Seniorenbeirat

T

nicht erforderlich

erforderlich

Magistrat

Eingangsstempel Buro des Magistrats

Tagesordnung A

Umdruck nur fir Magistratsmitglieder

Stadtverordnetenversammlung
Ausschuss

Eingangsstempel Amt 16

nicht erforderlich

~
~
~

Tagesordnung B
[]
fo

erforderlich

offentlich (¥

nicht 6ffentlich

X wird im Internet/PIWI veréffentlicht

Bestétigung Dezernent

Mende

Oberbirgermeister

Vermerk Kammerei

[] Stellungnahme nicht erforderlich

Wiesbaden,

[] Die Vorlage erfiillt die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen.

[ ] = siehe gesonderte Stellungnahme

Imholz
Stadtkdmmerer
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A _Finanzielle Auswirkungen

Mit der antragsgemafen Entscheidung sind [_] keine finanziellen Auswirkungen verbunden.

X finanzielle Auswirkungen verbunden.
(in diesem Fall bitte weiter ausfiillen)

I. Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat

HMS-Ampel  [] rot X grin Prognose Zuschussbedarf:
abs.: 8.313.200,15 €
in %: 8,4 %
Il. Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat
Investitionscontrolling [ ] Investition [] Instandhaltung
Budget verfigte Ausgaben (Ist): abs.:
in %:

I1l. Ubersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage

Es handelt sich um

[ ] Mehrkosten
[ ] budgettechnische Umsetzung

Gesamt- darin zusétzl. Finanzierung Kontierun Kontierun
IM | CO | Jahr | Bezeichnung kosten Bedarf apl/iipl (Sperre, Ertrag) (Obj ekt)g g Bezeichnung
in€ in€ in€ ) (Konto)
Summe einmalige Kosten:
Gebiihren- Einsatzzahlen Jéhrliche
héhe %) Summe
Rettungsdienst-
X gebiihr alt 62,53 € 42.304 2.645.269,12 €
x Rettungsdienst- | 7, 7, ¢ 42.304 3.034.888,96 €
gebuhr neu
%)
X Differenz 9,21€ 389.619,84 € Mehreinnahmen
pro Jahr
Verteilung der
Einnahmen
Erwartete .
x Mehreinnahme 389.619,84 € 102695 | 511000 %ﬁﬁ‘;ﬂgﬁ‘#g‘?
RD-Gebiihr 9

Bei Bedarf Hinweise /Erlauterung:
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B Kurzbeschreibung des Vorhabens

Die Inhalte dieses Feldes werden (aul3er bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen) im Internet/Intranet veroffentlicht
und dirfen den Umfang von 1200 Zeichen nicht Gberschreiten (soweit erforderlich: Ergénzende Erlauterungen s. Pkt. IV.; bei
einigen Vorlagen (z. B. Personalvorlagen) entfallen die weiteren Ausfiihrungen ab Pkt. 1.)

Es diirfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme:
Einwilligungserklarung des/der Betroffenen liegt vor). Es handelt sich um ein Pflichtfeld.

Zur Deckung der Aufwendungen fir die Vermittlung von Krankentransporten und Notfall-/
Versorgungseinséatzen an die Hilfsorganisationen durch die Zentrale Leitstelle wird eine Gebuhr
erhoben. Die letzte Anderungssatzung wurde 2016 verabschiedet. Eine Anpassung der Satzung
ist regelmafig notwendig, um den steigenden Einsatzzahlen sowie den Verdnderungen
hinsichtlich der Kosten als auch den organisatorischen Veréanderungen gerecht zu werden.

Anlagen:

1. Anderungssatzung
2. Gebuhrenberechnung
3. Erlauterungen Gebluhrenberechnung

C Beschlussvorschlag:

1. Es wird zur Kenntnis genommen, dass aufgrund der im Vergleich zum Zeitraum 2013 bis 2015
in den Jahren 2017 bis 2019 durchschnittlich steigenden Einsatzzahlen und den
organisatorischen Veradnderungen im Bereich des Rettungsdienstes im Rettungsbereich
Wiesbaden eine Anpassung der Rettungsdienstgebihr notwendig ist.

2. Die als Anlage 2 beigefigte GeblUhrenberechnung und die als Anlage 3 beigefligten
Erlauterungen zur Gebuhrenberechnung werden zur Kenntnis genommen.

3. Die als Anlage 1 beigefiigte Satzung zur Anderung der Satzung uber die Gebiihren fiir den
Rettungsdienst im Rettungsbereich Wiesbaden (Rettungsdienstgebiihrensatzung) wird
beschlossen.

D Begriindung

l. _Auswirkungen der Sitzungsvorlage
(Angaben zu Zielen, Zielgruppen, Wirkungen/Messgrof3en, Quantitat, Qualitat, Auswirkungen im Konzern auf andere Bereiche, Zeitplan,
Erfolgskontrolle)

Die Zentrale Leitstelle der Feuerwehr Wiesbaden erhebt fur die Vermittlung von Auftragen an die
Hilfsorganisationen im Bereich Notfallversorgung und Krankentransport die sogenannte
Rettungsdienstgebiihr. Die zu erhebende Gebuhr fir jeden erteilten Einsatzauftrag erhéht sich ab
dem 01.01.2021 von 62,53 EUR um 9,21 EUR auf eine Gebulhr von 71,74 EUR.

[l. Demografische Entwicklung

(Hier ist zu berlcksichtigen, wie sich die Altersstruktur der Zielgruppe zusammensetzt, ob sie sich &ndert und welche Auswirkungen es
auf Ziele hat. Indikatoren des Demografischen Wandels sind: Familiengriindung, Geburten, Alterung, Lebenserwartung, Zuwanderung,
Heterogenisierung, Haushalts- und Lebensformen)

[ll. Umsetzung Barrierefreiheit

(Barrierefreiheit nach DIN 18024 (Fortschreibung DIN 18040) stellt sicher, dass behinderte Menschen alle Lebensbereiche ohne
besondere Erschwernisse und generell ohne fremde Hilfe nutzen kdnnen. Hierbei ist insbesondere auf die barrierefreie Zugéanglichkeit
und Nutzung zu achten bei der ErschlieBung von Gebauden und des 6ffentlichen Raumes durch stufenlose Zugange, rollstuhlgerechte
Aufzlige, ausreichende Bewegungsflachen, rollstuhlgerechte Bodenbelage, Behindertenparkplatze, WC nach DIN 18024, Verbreitung
von Informationen unter der Beachtung der Erfordernisse von seh- und hérbehinderten Menschen)
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IV. Erganzende Erlduterungen

(Bei Bedarf kdnnen hier weitere inhaltliche Informationen zur Sitzungsvorlage dargelegt werden.)

Die Zahl der abrechnungsfahigen Einsatze ist im Vergleich zum Durchschnittswert der Jahre 2013
bis 2015 in den Jahren 2017 bis 2019 um durchschnittlich rund 970 Einséatze pro Jahr gestiegen.
Diese Steigerung wirkt sich auf den personellen, organisatorischen und finanziellen Aufwand in
Bezug auf die Zentrale Leitstelle aus. Eine aktuelle Gebuhrenkalkulation ist daher zur Refinan-
zierung der entstehenden Kosten unerlasslich.

Die zu erwartenden Mehreinnahmen i.H.v. 389.619,84 € dienen zum einen der Finanzierung der
drei zum Haushalt 2020/21 zugesetzten Stellen im Bereich der Leitstelle, zum anderen ist eine
weiterhin steigende Belastung der Aufwendungen im Ergebnishaushalt der Feuerwehr Wiesbaden
vor dem Hintergrund der Verdnderung der organisatorischen Aufgabenstrukturen und den
notwendigen Veranderungen in der Zentralen Leitstelle zu erwarten.

Zudem unterliegen die Aufwandsentschadigungen/Personalkosten fir das in der Zentralen Leitstelle
tatige Personal der Hilfsorganisationen und der Feuerwehr Tarif- und Besoldungserhéhungen.

Eine Anpassung der Gebuhr ist daher notwendig. Zuklnftig soll die Gebuhr einer jahrlichen
Uberpriifung unterzogen werden, da die Veranderungen in der Leitstelle dies unabdingbar machen.

Die Durchfihrungsverordnung des Hessischen Rettungsdienstgesetzes (DVO HRDG) sieht ab dem
Jahr 2021 eine jahrliche Erstattung von Kosten fur die Zentralen Leitstellen in Héhe von 0,35 € pro
Einwohner (290.560) vor (8§ 11 DVO HRDG). Dies entspricht einem Betrag in Hohe von 101.696 €
pro Jahr fur die Landeshauptstadt Wiesbaden. Diese Erstattung erhélt die Landeshauptstadt
Wiesbaden als Trégerin des Rettungsdienstes vom Land Hessen und wurde bereits bei der
Kalkulation der Rettungsdienstgebuhr berlicksichtigt.

Daruber hinaus kann die Leitstelle gemaR 8 9 HRDG in Verbindung mit 8 10 des Gesetzes uber
kommunale Abgaben (KAG) Benutzungsgebuhren erheben. Alle Kosten der Einrichtung sind in die
Gebuhrenbemessung einzubeziehen und auf die Gebuhrenpflichtigen umzulegen. Eine
Gebuhrenberechnung erfolgte zuletzt im Jahr 2016. Seitdem haben sich Veranderungen in Bezug
auf die Einsatzzahlen, die Aufwendungen und die organisatorischen Strukturen ergeben.

Die Anderungssatzung (Anlage 1) und die Sitzungsvorlage sind mit dem Rechtsamt abgestimmt.

V. Geprifte Alternativen

(Hier sind die Alternativen darzustellen, welche zwar geprift wurden, aber nicht zum Zuge kommen sollen.)

Wiesbaden, 30. Oktober 2020

Mende
Oberbilrgermeister



	Umweltamt: Umweltprüfung

